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BUNDESGESETZBLATT
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223. Bundesgesetz: Genossenschaftsverschmelzungsgesetz — GenVG
(NR: GP XV RV 245 AB 350 S. 34. BR: AB 2149 S. 397.)

224. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Studienrichtung Medizin
(NR: GP XV RV 265 AB 348 S. 35. BR: AB 2154 S. 397.)

2 2 3 . Bundesgesetz vom 7. Mai 1980 über
die Verschmelzung von Genossenschaften
und über die Änderung der Gewerbeordnung
1973 (Genossenschaftsverschmelzungsgesetz

— GenVG)

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

V e r s c h m e l z u n g v o n G e n o s s e n -
s c h a f t e n

Wesen der Verschmelzung

§ 1. (1) Genossenschaften gleicher Haftungsart
können unter Ausschluß der Abwicklung ver-
einigt (verschmolzen) werden. Die Verschmel-
zung kann erfolgen:

1. durch Übertragung des Vermögens der
Genossenschaft (übertragende Genossen-
schaft) als Ganzes an eine andere (überneh-
mende) Genossenschaft (Verschmelzung
durch Aufnahme);

2. durch Bildung einer neuen Genossenschaft,
auf die das Vermögen jeder der sich ver-
einigenden Genossenschaften als Ganzes
übergeht (Verschmelzung durch Neubil-
dung).

(2) Die Verschmelzung ist auch zulässig, wenn
eine übertragende Genossenschaft aufgelöst ist,
die Verteilung des Vermögens unter die Ge-
nossenschafter aber noch nicht begonnen hat.

Verschmelzung durch Aufnahme

§ 2. (1) Die Verschmelzung durch Aufnahme
ist nur zulässig, wenn die Generalversammlung
jeder Genossenschaft sie beschließt. Der Beschluß
bedarf einer Mehrheit, die mindestens zwei
Drittel der abgegebenen Stimmen umfaßt.

(2) Vor der Beschlußfassung der Generalver-
sammlung ist ein hiefür nach den Rechtsvor-
schriften für die Revision von Genossenschaften
zu bestellender Revisor darüber zu hören, ob
die Verschmelzung mit den Belangen der Ge-
nossenschafter und den Belangen der Gläubiger
beider Genossenschaften vereinbar ist. Das Gut-

achten des Revisors ist in jeder Generalver-
sammlung zu verlesen, in der über die Ver-
schmelzung verhandelt wird. Der Revisor ist be-
rechtigt, an der Generalversammlung beratend
teilzunehmen. Spricht sich der Revisor gegen die
Verschmelzung aus, so bedarf der Beschluß einer
Mehrheit, die mindestens zwei Drittel der ab-
gegebenen Stimmen in zwei mit einem Abstand
von mindestens einem Monat aufeinanderfolgen-
den Generalversammlungen umfaßt.

§ 3. Der Verschmelzungsvertrag bedarf der
Schriftform.

§ 4. (1) Der Vorstand jeder Genossenschaft hat
die Verschmelzung zur Eintragung in das Ge-
nossenschaftsregister des Sitzes seiner Genossen-
schaft anzumelden.

(2) Der Anmeldung sind der Verschmelzungs-
vertrag, das Gutachten des Revisors und die
Niederschriften der Verschmelzungsbeschlüsse in
Ausfertigung oder öffentlich beglaubigter Ab-
schrift sowie, wenn die Verschmelzung der be-
hördlichen Genehmigung bedarf, die Genehmi-
gungsurkunde beizufügen.

(3) Der Anmeldung zum Genossenschaftregi-
ster des Sitzes der übertragenden Genossenschaft
ist ferner eine Bilanz der übertragenden Ge-
nossenschaft beizufügen, die für einen höchstens
sechs Monate vor der Anmeldung liegenden Zeit-
punkt aufgestellt worden ist (Schlußbilanz). Die
Schlußbilanz braucht nicht bekanntgemacht zu
werden.

§ 5. (1) Mit der Eintragung der Verschmelzung
in das Genossenschaftsregister des Sitzes der
übertragenden Genossenschaft geht das Vermö-
gen dieser Genossenschaft einschließlich der Schul-
den auf die übernehmende Genossenschaft über
und erlischt die übertragende Genossenschaft.
Einer besonderen Lösung bedarf es nicht.

(2) Das Gericht des Sitzes der übertragenden
Genossenschaft hat von Amts wegen die bei ihm
aufbewahrten Urkunden und sonstige Schrift-
stücke nach der Eintragung der Verschmelzung
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dem Gericht des Sitzes der übernehmenden Ge-
nossenschaft zur Aufbewahrung zu übersenden.

§ 6. Für den Gläubigerschutz und für die
Wertansätze in den Jahresbilanzen der über-
nehmenden Genossenschaft gelten die §§ 227 und
228 Abs. 1 des Aktiengesetzes 1965 sinngemäß.

§ 7. (1) Mit der Eintragung der Verschmel-
zung in das Genossenschaftsregister des Sitzes
der übertragenden Genossenschaft erwerben die
Genossenschafter dieser Genossenschaft die Mit-
gliedschaft bei der übernehmenden Genossen-
schaft mit allen sich aus dieser Mitgliedschaft
ergebenden Rechten und Pflichten.

(2) Die Genossenschafter der übertragenden
Genossenschaft sind bei der übernehmenden Ge-
nossenschaft mit mindestens einem Geschäfts-
anteil beteiligt. Läßt der Genossenschaftsvertrag
der übernehmenden Genossenschaft die Betei-
ligung mit mehreren Geschäftsanteilen zu, so ist
jeder Genossenschafter der übertragenden Ge-
nossenschaft mit so vielen Geschäftsanteilen bei
der übernehmenden Genossenschaft beteiligt, wie
den von ihm bei der übertragenden Genossen-
schaft auf Geschäftsanteile geleisteten Einzahlun-
gen, vermehrt um gutgeschriebenen Gewinn und
vermindert um die zur Deckung von Verlusten
gemachten Abschreibungen, entspricht.

(3) Übersteigt der Gesamtbetrag der Geschäfts-
anteile, die der Genossenschafter bei der über-
tragenden Genossenschaft hatte, den Gesamtbe-
trag der Geschäftsanteile, mit denen er bei der
übernehmenden Genossenschaft beteiligt ist, so
ist der übersteigende Betrag nach Ablauf von
sechs Monaten seit der Veröffentlichung (§ 6)
auszuzahlen; die Auszahlung darf jedoch nicht
geschehen, bevor die Gläubiger, die sich nach § 6
gemeldet haben, befriedigt oder sichergestellt
sind.

(4) Für die Feststellung der Geschäftsanteile,
die der Genossenschafter bei der übertragenden
Genossenschaft gehabt hat, ist die nach den
Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung auf-
gestellte Schlußbilanz maßgebend.

§ 8. (1) Der Vorstand der übernehmenden Ge-
nossenschaft hat die Genossenschafter der über-
tragenden Genossenschaft nach der Eintragung
der Verschmelzung in das Genossenschaftsregister
des Sitzes der übertragenden Genossenschaft un-
verzüglich in das Register der Mitglieder der
übernehmenden Genossenschaft einzutragen.

(2) Der Vorstand der übernehmenden Genos-
senschaft hat jeden Genossenschafter der über-
tragenden Genossenschaft unverzüglich, späte-
stens binnen drei Monaten seit der Eintragung
der Verschmelzung in das Genossenschaftsregi-
ster des Sitzes der übertragenden Genossenschaft
von der Eintragung in das Register der Mit-
glieder schriftlich zu benachrichtigen und ihm
mitzuteilen:

1. den Betrag des Geschäftsanteiles bei der
übernehmenden Genossenschaft;

2. bei Genossenschaften mit beschränkter Haf-
tung den Haftungsbetrag der übernehmen-
den Genossenschaft;

3. den Betrag, mit dem der Geschäftsanteil,
den der Genossenschafter bei der übertra-
genden Genossenschaft hatte, bei der über-
nehmenden Genossenschaft angerechnet
wird;

4. die Zahl der Geschäftsanteile, mit denen
der Genossenschafter nach § 7 Abs. 2 an
der übernehmenden Genossenschaft betei-
ligt ist;

5. den Betrag der von dem Genossenschafter
nach Anrechnung seines Geschäftsanteiles
noch zu leistenden Einzahlung oder den Be-
trag, der nach § 7 Abs. 3 an den Genossen-
schafter auszuzahlen ist.

§ 9. (1) Die durch die Verschmelzung er-
worbene Mitgliedschaft kann durch schriftliche
Erklärung gegenüber der übernehmenden Ge-
nossenschaft kündigen

1. jeder in der Generalversammlung erschie-
nene Genossenschafter, wenn er gegen den
Verschmelzungsbeschluß Widerspruch zu
Protokoll erklärt hat;

2. jeder in der Generalversammlung nicht er-
schienene Genossenschafter, wenn er zu der
Generalversammlung zu Unrecht nicht zuge-
lassen worden ist oder die Versammlung
nicht gehörig berufen oder der Gegenstand
der Beschlußfassung nicht gehörig angekün-
digt worden ist.

(2) Hat eine Generalversammlung, die aus
abgeordneten Genossenschaftern besteht, die Ver-
schmelzung beschlossen, so kann jeder Genossen-
schafter kündigen. Für die abgeordneten Genos-
senschafter gilt Abs. 1.

(3) Die Kündigung kann nur innerhalb eines
Monats seit Zugang der Mitteilung des Vor-
standes (§ 8 Abs. 2), längstens aber innerhalb
sechs Monaten seit Eintragung der Verschmel-
zung in das Genossenschaftsregister des Sitzes der
übertragenden Genossenschaft erklärt werden.

§ 10. (1) Kündigt ein Genossenschafter der
übertragenden Genossenschaft gemäß § 9 seine
Mitgliedschaft, so gilt die Mitgliedschaft bei der
übernehmenden Genossenschaft als nicht erwor-
ben. Dies ist bei der Eintragung des Ausscheidens
in das Register der Mitglieder der übernehmen-
den Genossenschaft zu vermerken.

(2) Mit dem kündigenden Genossenschafter hat
sich die übernehmende Genossenschaft auseinan-
derzusetzen. Maßgebend ist die nach den Grund-
sätzen ordnungsgemäßer Buchführung aufge-
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stellte Schlußbilanz der übertragenden Genossen-
schaft. Der kündigende Genossenschafter ist nur
berechtigt seinen Geschäftsanteil zu verlangen;
an den Reservefonds und an das sonst vorhan-
dene Vermögen der übertragenden Genossen-
schaft hat er, wenn der Genossenschaftsvertrag
nichts anderes bestimmt, keinen Anspruch. Die
Ansprüche des kündigenden Genossenschafters
sind binnen sechs Monaten seit der Kündigung
zu befriedigen; die Auszahlung darf jedoch nicht
geschehen, bevor die Gläubiger, die sich nach
§ 6 gemeldet haben, befriedigt oder sichergestellt
sind, und nicht vor Ablauf von sechs Monaten
seit der Veröffentlichung nach § 6.

(3) Reichen die Geschäftsanteile und die in der
Schlußbilanz ausgewiesenen Rücklagen zur
Deckung eines in dieser Bilanz ausgewiesenen
Verlustes nicht aus, so hat der kündigende
Genossenschafter den anteiligen Fehlbetrag an
die übernehmende Genossenschaft zu zahlen, bei
der Genossenschaft mit beschränkter Haftung je-
doch höchstens bis zur Höhe des Haftungs-
betrages; der anteilige Fehlbetrag wird, falls der
Genossenschaftsvertrag der übertragenden Ge-
nossenschaft nichts anderes bestimmt, nach der
Kopfzahl der Genossenschafter der übertragen-
den Genossenschaft, bei der Genossenschaft mit
beschränkter Haftung, falls der Genossenschafts-
vertrag die Beteiligung mit mehreren Geschäfts-
anteilen zuläßt, nach der Zahl der Geschäftsan-
teile errechnet.

§ 11. Die Ansprüche nach § 10 verjähren
binnen drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit
dem Schluß des Kalenderjahres, in dem die An-
sprüche fällig geworden sind.

§ 12. (1) Die Mitglieder des Vorstands und
des Aufsichtsrats der übertragenden Genossen-
schaft sind den Genossenschaftern und den
Gläubigern dieser Genossenschaft als Gesamt-
schuldner zum Ersatz des Schadens verpflichtet,
den sie durch die Verschmelzung erleiden. Mit-
glieder, die bei der Prüfung der Vermögenslage
der Genossenschaften und beim Abschluß des
Verschmelzungsvertrages ihre Sorgfaltspflicht
beobachtet haben, sind von der Ersatzpflicht
befreit.

(2) Zuständig für die Geltendmachung der Er-
satzansprüche ist das Gericht, in dessen Sprengel
die übertragende Genossenschaft ihren Sitz hatte.

(3) Die Ersatzansprüche verjähren in fünf
Jahren seit Eintragung der Verschmelzung in das
Genossenschaftsregister des Sitzes der übertra-
genden Genossenschaft.

Verschmelzung durch Neubildung

§ 13. (1) Bei Verschmelzung von Genos-
senschaften durch Bildung einer neuen Genossen-
schaft gelten sinngemäß die §§ 2, 3 und 4, § 5

Abs. 2, §§ 6 bis 12; jede der sich vereinigenden
Genossenschaften gilt als übertragende und die
neue Genossenschaft als übernehmende; außerdem
gelten die folgenden Vorschriften.

(2) Der Genossenschaftsvertrag der neuen Ge-
nossenschaft und die Bestellung ihrer Vorstands-
mitglieder und ihrer Aufsichtsratsmitglieder be-
dürfen der Zustimmung der Generalversamm-
lungen der sich vereinigenden Genossenschaften.

(3) Für die Bildung der neuen Genossenschaft
gelten die Vorschriften des Gesetzes über Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaften vom
9. April 1873, RGBl, Nr. 70, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 91/1976, sinn-
gemäß.

(4) Die Vorstände der sich vereinigenden Ge-
nossenschaften haben die neue Genossenschaft bei
dem Gericht, in dessen Sprengel sie ihren Sitz
hat, zur Eintragung in das Genossenschafts-
register anzumelden. Die Verschmelzung darf
nicht eingetragen werden, bevor die neue Genos-
senschaft eingetragen worden ist. Mit der Eintra-
gung der neuen Genossenschaft geht das Ver-
mögen der übertragenden Genossenschaften ein-
schließlich der Schulden auf die neue Genossen-
schaft über und erlöschen die übertragenden
Genossenschaften. Einer besonderen Löschung
bedarf es nicht.

II. ABSCHNITT

Änderung der Gewerbeordnung 1973

§ 14. Die Gewerbeordnung 1973, BGBl. Nr. 50/
1974, in der Fassung des Berggesetzes 1975,
BGBl. Nr. 259, der Gewerberechtsnovelle 1976,
BGBl. Nr. 253, der Gewerbeordnungs-No-
velle 1978, BGBl. Nr. 233, der Kundmachung
BGBl. Nr. 379/1978 und des Dorotheumsgeset-
zes, BGBl. Nr. 66/1979, wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Werden Aktiengesellschaften durch Neu-
bildung einer Aktiengesellschaft verschmolzen
(§ 233 des Aktiengesetzes 1965) oder werden
Genossenschaften durch Neubildung einer Ge-
nossenschaft verschmolzen (§ 13 des Genossen-
schaftsverschmelzungsgesetzes), so dürfen auf
Grund der Gewerbeberechtigungen der sich ver-
einigenden Gesellschaften (Genossenschaften) die
Gewerbe durch längstens sechs Monate nach der
Eintragung der neuen Gesellschaft (Genossen-
schaft) in das Handelsregister (Genossenschafts-
register) von ihr weiter ausgeübt werden. Die
neue Gesellschaft (Genossenschaft) hat die Neu-
bildung und die weitere Ausübung der Gewerbe
innerhalb von zwei Wochen nach der Eintragung
der Behörde (§ 345 Abs. 1) anzuzeigen. Nach
Ablauf von sechs Monaten nach der Eintragung
endigen die Gewerbeberechtigungen."
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2. Im § 345 Abs. 1 hat der Klammerausdruck
nach den Worten „gemäß § 11 Abs. 7" zu lauten:
„(Neubildung einer Aktiengesellschaft durch Ver-
schmelzung von Aktiengesellschaften und weitere
Ausübung der Gewerbe der sich vereinigenden
Gesellschaften oder Neubildung einer Genossen-
schaft durch Verschmelzung von Genossenschaf-
ten und weitere Ausübung der Gewerbe der sich
vereinigenden Genossenschaften)".

III. ABSCHNITT

Übergangs- und Schlußbestimmungen

§ 15. Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bei Gericht anhängigen
Verfahren zur Verschmelzung durch Aufnahme
sind nach den bisher geltenden Vorschriften
durchzuführen.

§ 16. Für die Dauer der Geltung des Struk-
turverbesserungsgesetzes, BGBl. Nr. 69/1969, zu-
letzt geändert durch das Bumdesgesetz BGBl.
Nr. 314/1979, genügt für die Anmeldung zum
Genossenschaftsregister (§ 4 Abs. 3) eine Schluß-
bilanz, die für einen höchstens neun Monate vor
der Anmeldung liegenden Zeitpunkt aufgestellt
worden ist.

§ 17. Soweit in anderen bundesgesetzlichen
Rechtsvorschriften auf Bestimmungen verwiesen
ist, die durch dieses Bundesgesetz abgeändert oder
aufgehoben werden, erhält die Verweisung ihren
Inhalt aus den entsprechenden Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes.

§ 18. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes tritt die Verordnung über die Ver-
schmelzung von Genossenschaften vom
30. Juni 1939, dRGBl. I S 1066, in der Fassung
der Dritten Verordnung über Maßnahmen auf
dem Gebiet des Genossenschaftsrechts vom
13. April 1943, dRGBl. I S 251, außer Kraft.

§ 19. Mit der Vollziehung dieses Bundesgeset-
zes ist der Bundesminister für Justiz, hinsichtlich
des II. Abschnittes jedoch der Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie betraut.

Kirchschläger
Androsch Rösch Staribacher

2 2 4 . Bundesgesetz vom 8. Mai 1980,
mit dem das Bundesgesetz über die Studien-

richtung Medizin geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Studienrichtung
Medizin, BGBl. Nr. 123/1973, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der § 11 hat zu lauten:

„Prüfungsfächer des 3. Rigorosums

§ 11. (1) Prüfungsfächer des 3. Rigorosums
sind:

a) Innere Medizin;
b) Chirurgie;
c) Kinderheilkunde;
d) Frauenheilkunde und Geburtshilfe;
e) Psychiatrie;
f) Neurologie;
g) Augenheilkunde;
h) Haut- und Geschlechtskrankheiten;
i) Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten;
j) Sozialmedizin;
k) Gerichtsmedizin und Rechtskunde für

Mediziner.

(2) Bei den im Abs. 1 lit. a und b sowie lit. d
bis j genannten Prüfungsfächern sind auch die
entsprechenden arbeitsmedizinischen Fachgebiete
zu berücksichtigen."

2. Der § 12 hat zu lauten:

„§ 12. (1) Die Pflichtfamulatur ist als Vor-
bereitung auf die praktisch-ärztliche Tätigkeit im
Ausmaß von 16 Wochen nach Abschluß des zwei-
ten Studienabschnittes an Universitätskliniken
oder an Krankenanstalten, an welchen durch die
Erteilung eines Lehrauftrages Universitätslehrer
mit der Durchführung der Pflichtfamulatur be-
traut sind, unter ärztlicher Aufsicht abzuleisten.
Die Inskription dieser Lehrveranstaltungen ist
abweichend von den Bestimmungen des § 19
Abs. 3 letzter Satz des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes auch nach Ablauf der dort ge-
nannten Fristen zulässig. Die Teilnahme an den
Teilen der Pflichtfamulatur wird mit den Kalkü-
len „mit Erfolg teilgenommen" und „ohne Erfolg
teilgenommen" beurteilt.

(2) Wird eine Famulatur nicht an den in
Abs. 1 genannten Kliniken bzw. Krankenanstal-
ten, jedenfalls aber an Ausbildungsstätten im
Sinn des § 2 d Abs. 1, 3 und 6 des Ärztegesetzes
absolviert, so kann sie von der zuständigen aka-
demischen Behörde angerechnet werden."

Artikel II

(1) Das Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 1980
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Gesundheit und Umweltschutz be-
traut.

Kirchschläger
Androsch Firnberg Salcher


